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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Riditlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

1. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für sozial ver- 
Gansel tretbar, daß bei der Berechnung von Wohngeld 

(SPD) auch die Zinsen von kleineren und mittleren 

Sparguthaben mindernd angesetzt werden, und 
ist sie bereit, bei Sparguthaben bis zu 15 000 
DM schon aus Gründen der Verwaltungsver- 
einfachung auf eine solche Ansetzung zu ver- 
zichten? 


Gesciläftsbereidi des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 

Dr. Jahn rung für eine gemeinschaftliche Regelung der 

(Braunschweig) Modalitäten über das Verursacherprinzip und 
(CDU/CSU) für die Ausnahmen vom Verursacherprinzip 

für die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaft, damit dem Rat ein entsprechender 
Verordnungsvorschlag unterbreitet werden 
kann? 

3. Abgeordnete Ist an eine Verbesserung und Spezialisierung 

Frau Pack der Ausbildung und Ausrüstung der Polizei 

(CDU/CSU) gedacht, um damit eine Intensivierung der 

Verbrechensbekämpfung zu erreichen? 

4. Abgeordnete Gedenkt die Bundesregierung, für die Voll- 

Frau Pack zugspolizei die Besoldungsgruppe A 9 mit 

(CDU/CSU) Zulage zu eröffnen und wenn ja, zu welchem 

Zeitpunkt? 

5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei den 

Spranger letzten Landtagswahlen in Bayern und Hessen 

(CDU/CSU) durch sogenannte „Ummeldeaktionen“ die DKP 

und die KPD erhebliche Stimmengewinne in 
bestimmten Städten und Gemeinden erzielen 
konnten, und was beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu tun, um bei anstehenden Wahlen 
derartige Wahlmanipulationen zu verhindern? 

6. Abgeordneter Welche Gründe veranlaßte die Bundesregie- 

Hösl rung zu der Weisung, daß das „Statistische 

(CDU/CSU) Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 

1974" keine Darstellung der deutschen Gren- 
zen von 1937 mehr enthalten soll, und wie 
vereinbart sich diese Weisung mit der vom 
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Deutschen Bundestag einmütig gebilligten Ent- 
schließung vom 17. Mai 1972 zu den Ostver- 
trägen, wonach diese nur einen modus vivendi 
regeln, eine friedensvertragliche Regelung für 
Deutschland nicht vorwegnehmen und keine 
Rechtsgrundlage für die heute bestehenden 
Grenzen schaffen? 


7. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Durch wen und zu welchem Zweck soll in Zu- 
sammenhang mit den Grenzmarkierungsver- 
handlungen eine Vermessung der Elbe zwi- 
schen Lauenburg und Schnackenburg durchge- 
führt werden? 


8. Abgeordneter 
Windelen 


(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Windelen 
(CDU/CSU) 

10. Abgeordneter 
Tillmann 

(CDU/CSU) 


Bilden das „Zeugenschriftgut im Umfang von 
über 40 000 Einzelstücken", die „ca. 3500 Aus- 
wertungsbogen" und der „Bericht des Bundes- 
archivs über die Materialsammlung" gemein- 
sam die Dokumentation der Vertreibungsver- 
brechen? 

Welche Bestandteile der Dokumentation ste- 
hen der wissenschaftlichen Forschung zur Ver- 
fügung? 

Ist es zutreffend, daß umfassende Statistiken 
und Zahlenreihen über die durchschnittlichen 
Bruttoverdienste für den öffentlichen Dienst 
nicht vorliegen, sondern lediglich Indexwerte 
der Tariflöhne von Arbeitern und Angestell- 
ten bei den Gebietskörperschaften? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


11. Abgeordnete 

Frau Dr. Riede 

(Oeffingen) 

(CDU/CSU) 

12. Abgeordnete 
Frau Dr. Riede 
(Oeffingen) 
(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch die 
unfallbedingten Schäden durch Ausfall der 
Hausfrau (und Mutter) im Einzelfall zu bezif- 
fern sind? 

Weiß die Bundesregierung, daß diese (durch 
Verkehrsunfall verursachten) Schäden — die 
einen Schadenersatzanspruch der betroffenen 
Frau bzw. des Ehemannes und der Kinder zur 
Folge haben — überwiegend erst nach einer 
Laufzeit {Prozeßdauer) von drei bis acht Jah- 
ren reguliert werden und dann für die Betrof- 
fenen in aller Regel in einer so geringen 
Höhe, daß von einem Schadenersatz nicht mehr 
gesprochen werden kann, und welche gesetz- 
lichen Maßnahmen gedenkt sie gegebenenfalls 
einzuleiten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß immer 
mehr Kunstgegenstände und Antiquitäten auf 
dem deutschen Markt auftauchen, die vertrie- 
benen Deutschen in den Vertreibungsländern 
im Zusammenhang mit der Vertreibung völker- 
rechtswidrig beschlagnahmt wurden? 
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14. Abgeordneter 
Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Dr. Penner 


(SPD) 


16. Abgeordneter 
Dr. Schneider 

(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Sind die betroffenen Vertriebenen nach der 
Auffassung der Bundesregierung in der Bun- 
desrepublik Deutschland noch als Eigentümer 
dieser Wertgegenstände anzusehen, und steht 
ihnen die Herausgabe dieser Gegenstände zu? 

Ist es zutreffend, daß die Justizverwaltungen 
der Länder im Anhörungsverfahren der Bun- 
desregierung gegenüber keine Einwendungen 
gegen die Anhebung der Streitwertgrenze auf 
3000 DM für Rechtsstreitigkeiten vor den 
Amtsgerichten erhoben haben? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach gegen- 
wärtig ein sprunghafter Anstieg von Miet- 
prozessen zu verzeichnen ist, und auf welche 
Gründe führt die Bundesregierung diese Ent- 
wicklung zurück? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung des 
Präsidiums des Deutschen Ärztetages, das am 
7. Dezember 1974 einstimmig die Zwangser- 
nährung dort ablehnte, wo ein eindeutiger, auf 
freier Willensbildung beruhender, Entschluß 
des einzelnen Menschen vorliegt, die ärztliche 
Behandlung abzulehnen oder sich ihr sogar zu 
widersetzen, oder aus welchen Gründen lehnt 
die Bundesregierung diese Stellungnahme des 
Deutschen Ärztetages ab? 

Wie ist nach Meinung der Bundesregierung die 
einstimmig gefaßte Stellungnahme des Präsi- 
diums des Deutschen Ärztetages, daß die Ver- 
pflichtung des Arztes, mit allen ihm zur Ver- 
fügung stehenden Möglichkeiten das mensch- 
liche Leben zu erhalten und zu retten, „dort 
ihre Grenzen finden" müsse, „wo ein eindeuti- 
ger, auf freier Willensbildung beruhender Be- 
schluß des einzelnen Menschen vorliegt, die 
ärztliche Behandlung abzulehnen und sich ihr 
sogar aktiv zu widersetzen", in Einklang zu 
bringen mit der Erklärung des Mainzer Exper- 
ten für öffentliches Recht, Joachim Linck, „daß 
ein Recht auf Selbstmord grundsätzlich hinter 
das öffentliche Recht zu dessen Verhinderung 
zurückzutreten hat" und die Zwangsernährung 
deshalb auch unter Anwendung physischer 
Gewalt durchzuführen sei, und welcher dieser 
beiden Standpunkte deckt sich mit dem der 
Bundesregierung? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


19. Abgeordneter 
Kroll- 
Sdilüter 

(CDU/CSU) 


Wieviel kostet das von der Bundesregierung 
herausgegebene Informationsmaterial zur Auf- 
klärung der Bevölkerung über die Steuerre- 
form — einschließlich der neuen Kindergeld- 
regelung? 
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20. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Beiträge 

Baier nach dem Kommunalabgabengesetz, z. B. zum 

(CDU/CSU) Bau einer Gemeinschaftskläranlage, von den 

Grundstüdeseigentümern nicht als Betriebsaus- 
gaben abgesetzt werden können, sondern im 
Gegenteil nodi eine Erhöhung der Grund-, 
der Vermögens- und der Gewerbekapitalsteuer 
zur Folge haben, und ist sie bereit, dem Bun- 
destag eine Gesetzesnovellierung vorzulegen, 
wonadi gesetzlich vorgeschriebene Maßnah- 
men für den Umweltschutz steuerlich als Be- 
triebsausgaben abgesetzt werden können, um 
damit unangemessene finanzielle Belastungen 
der Grundstückseigentümer zu vermeiden und 
andererseits einen Anreiz zur Erstellung von 
Einrichtungen des Umweltschutzes zu geben? 

21. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in einer Ent- 

Dr. Sdiöfberger Schließung der Arbeitsgemeinschaft Bayeri- 

(SPD) scher Verfolgtenorganisationen vertretene 

Auffassung, daß Personen, „die dem NS-Un- 
rechtsstaat bis zum letzten Tag gedient haben, 
durch Posten und Pensionen großzügig unter- 
stützt werden, während Verfolgte und deren 
Hinterbliebene zum Teil in bitterer Not leben'', 
und daß die Lage vieler NS-Opfer, die Wieder- 
gutmachungsansprüche besitzen, in vielen Fäl- 
len beklagenswert und zum Teil skandalös sei, 
und ist es „eine unhaltbare Diskriminierung, 
daß für die Wiedergutmachung schon vor Jah- 
ren ein Schlußgesetz erlassen wurde, wie es 
für alle anderen Gruppen von Entschädigungs- 
berechtigten nicht bestehe"? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Wirtschaft 


22. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung, die 

Sdimidhuber der amtierende Präsident der Bundesanstalt 

(CDU/CSU) für Bodenforschung, Prof. Dr. Bender, nach 

Zeitungsberichten geäußert haben soll, daß die 
Anstrengungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land zur Rohstoffversorgung als unzureichend 
anzusehen seien? 


23. Abgeordneter Welche Bundesministerien und Bundesbehör- 

Sdimidhuber den befassen sich mit Fragen der Sicherung 

(CDU/CSU) der Rohstoffversorgung? 

24. Abgeordneter Welche Gebiete der Bundesrepublik Deutsch- 

Milz land werden durch den regionalen Fonds der 

(CDU/CSU) Europäischen Gemeinschaft künftig gefördert, 

und nach welchen Bemessungsgrundlagen wird 
die Abgrenzung vorgenommen? 
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25. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Peter 


(SPD) 


28. Abgeordneter 
Peter 


(SPD) 


Werden die aus dem regionalen Fonds der 
Europäischen Gemeinschaft zur Verfügung ge- 
stellten Mittel den Fördergebieten zusätzlich 
gewährt, und werden dadurch die Förderungs- 
maßnahmen des Bundes und der Länder auch 
im finanziellen Bereich nicht eingeschränkt? 

Sieht die Bundesregierung durch die arabi- 
schen Ankäufe deutscher Firmen und Indu- 
striebeteiligungen eine Gefahr durch Über- 
fremdung für die deutsche Wirtschaft, und 
welche Maßnahmen erwägt die Bundesregie- 
rung bejahendenfalls zu ergreifen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die vom 
Saarland zuletzt eingebrachten Anträge zur 
Veränderung der Förderschwerpunkte im Saar- 
land, und welche Mittel — nach Bund und Land 
getrennt — sind in den Jahren 1972, 1973 und 
1974 in saarländische Förderschwerpunkte ge- 
flossen? 

Für welche konkreten Maßnahmen wurden sie 
in welcher Höhe eingesetzt? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


29. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen die 
Bundesregierung die Brüsseler Preisvorschläge 
für inflationsfördernd hält, und wie wird diese 
Aussage gegebenenfalls begründet? 


30. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 
(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung, die Erzeu- 
ger an dem Abbau der Agrarüberschüsse zu 
beteiligen, wenn sie dieses „ganz klar", wie es 
in diesbezüglichen Pressemeldungen heißt, for- 
dert? 


31. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, Landwirten 
in Berggebieten, die auf benzingetriebene Ma- 
schinen zur Landbewirtschaftung angewiesen 
sind, die Mineralölsteuer ganz oder teilweise 
zu erlassen, oder sind sonstige Maßnahmen 
von der Bundesregierung vorgesehen, um diese 
Benachteiligung gegenüber den Landwirten, 
die an der Gasölverbilligung teilhaben, aus- 
zugleichen? , 


32. Abgeordneter 
Dr. Hammans 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung den 
Unterglasbetrieben, die in der Europäischen 
Gemeinschaft von den energiebedingten Wett- 
bewerbsunterschieden am stärksten betroffen 
sind, nicht die Beihilfen in der vollen Höhe 
gewährt wie sie von der EG-Kommission ein- 
geräumt worden sind? 
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33. Abgeordneter Trifft es zu, daß polnische Butter, die nicht den 
Dr. Hammans deutschen Qualitätsanforderungen entspricht, 

(CDU/CSU) in Schleswig-Holstein ausgeformt und ver- 

marktet wird, zum Teil auch auf den soge- 
nannten „Butterdampfern"? 

Kann die Bundesregierung angeben, warum 
das „Kommunique nach Abschluß des Treffens 
der Regierungschefs der EG-Staaten in Paris" 
überhaupt keine Aussage zur EG-Agrarpolitik 
enthält? 

Welche Anstrengungen hat die Bundesregie- 
rung während der Beratung beim EG-Gipfel- 
treffen in Paris gemacht, das Problem der 
nationalen Wettbewerbsverzerrung in der EG- 
Agrarpolitik mit dem Ziel der Besserung zu 
diskutieren? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung auf dem Gebiet des EWG-Agrarmarkts 
mit dem Begriff „preisliche oder finanzielle 
Mitverantwortung" aller EWG-Erzeuger, und 
wie wird sich dies für die deutschen Landwirte 
auswirken? 

Sind alle Mitglieder der Bundesregierung der 
Meinung, daß eine gemeinsame Agrarpolitik 
und damit die gemeinsame Agrarpolitik insgc» 
samt gegenwärtig ohne den Grenzausgleich 
nicht aufrechtzuerhalten ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

38. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 

Mancher Pressemitteilungen im Laufe des Monats Okto- 

(CDU/CSU) ber richtig waren, in denen es hieß, alle Kriegs- 

opfer erhalten eine Rentenerhöhung von 11,4 
Prozent? 

39. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Maudier die ungleichmäßigen prozentualen Erhöhungen 

(CDU/CSU) insbesondere bei Kriegerwitwen, die Schadens- 

ausgleich erhalten, zu vermeiden? 

40. Abgeordneter Nach welchen Kriterien werden die Bundes- 

Sauter Zuschüsse zur Ausländerbetreuung an die ein- 

(Epfendorf) zelnen Wohlfahrtsverbände vergeben, wie 

(CDU/CSU) hoch sind die Prozentsätze der Eigenleistungen 

der Wohlfahrtsverbände auf diesem Gebiet, 
und wie hoch sind die Bundeszuschüsse pro in 
der Ausländerarbeit beschäftigten Sozialarbei- 
ter für die verschiedenen Wohlfahrtsverbände? 


37. Abgeordneter 

Niegel 

(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 
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41. Abgeordneter 
Löffler 


(SPD) 


Hat die Bundesregierung einen Überblick dar- 
über, wie viele in der Arbeitsmedizin quali- 
fizierte Ärzte nadi dem Betriebsärztegesetz 
eingesetzt werden? 


42. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Löffler durch geeignete Maßnahmen, die Ausbildung 

(SPD) von Arbeitsmedizinern zu unterstützen? 


43. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob das Bun- 
desamt für Zivildienst sozialen Hilfsorganisa- 
tionen androht, die Anerkennung als Beschäfti- 
gungsstellle für Zivildienstleistende zurückzu- 
nehmen, weil die Organisation keinen haupt- 
amtlichen Mitarbeiter bestellt hat, obwohl die 
Arbeit der Organisation und der bei ihr Zivil- 
dienstleistenden keinen Anlaß zur Beanstan- 
dung gibt, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung dagegen zu unternehmen? 


44. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Ist es zutreffend, daß die Möglichkeit zur Nach- 
entrichtung von freiwilligen Beiträgen in der 
gesetzlichen Rentenversicherung nach dem 
2. Rentenreformgesetz mit Ausnahme von drei 
Fällen — Vertriebene, Landwirte und der 
Wiedereinzahlung wegen Heirat erstatteter 
Beiträge — ■ mit Ablauf des Jahrs 1975 entfal- 
len wird? 


45. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Wie gedenkt die Bundesregierung, im Hinblick 
auf die im 1. Gesetz zur Reform des Ehe- und 
Familienrechts in § 1587 b und in § 1304 a 
Abs. 6 RVO vorgesehene Regelung zu verfah- 
ren, nach der im Wege des Versorgungsaus- 
gleichs ausgeglichene Anwartschaften wegen 
Alters-, Berufs- und Erwerbsunfähigkeit beim 
ausgleichspflichtigen Versicherten (in der Re- 
gel der Mann) durch Entrichtung von Beiträgen 
wieder aufgefüllt werden können, während der 
zum Ausgleich Berechtigte (in der Regel die 
Frau) dieses Recht nicht erhält und durch den 
Wegfall der Nachentrichtungsmöglichkeit von 
freiwilligen Beiträgen im Jahr 1975 rechtlich 
gegenüber dem Mann benachteiligt wird? 


46. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß ein Nebenerwerbslandwirt, der als 
Angestellter freiwillig in der Allgemeinen 
Ortskrankenkasse versichert ist, von der Badi- 
schen Landwirtschaftlichen Krankenkasse als 
versicherungspflichtig nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte zur Beitragszahlung in Anspruch ge- 
nommen wird, obwohl die Badische Landwirt- 
schaftliche Krankenkasse zu einer Lohnfort- 
zahlung im Krankheitsfalle für den im Haupt- 
beruf als Angestellter Tätigen nicht in der 
Lage ist? 
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47. Abgeordneter 
Dr. Sdiäuble 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß Nebenerwerbslandwirte, die im 
Hauptberuf als Beamte tätig sind, von der 
Versicherungspflicht nach dem Gesetz über die 
Krankenversicherung der Landwirte nicht be- 
freit werden können, obwohl der Beamte im 
Krankheitsfalle Anspruch auf staatliche Für- 
sorge hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


48. Abgeordneter 

Dr. Weber 


(Köln) 

(SPD) 


49. Abgeordneter 
Dr. Schwencke 
(Nienburg) 
(SPD) 


50, Abgeordneter 

Dr. Schwencke 

(Nienburg) 

(SPD) 

51. Abgeordneter 

Biehle 

(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Warum werden, wenn nicht oder noch nicht 
anerkannte Kriegsdienstverweigerer durch 
Nichtannahme von Waffen oder Uniform den 
Gehorsam verweigern und standhaft ihre 
Überzeugung vertreten, diese nicht als ernst- 
liche Gefahr für die militärische Ordnung oder 
die Sicherheit der Truppe nach § 29 Abs. 1 
Nr. 5 des Wehrpfliditgesetzes entlassen, da sie 
sich doch nicht integrieren lassen? 

Teilt die Bundesregierung eine Interpretation 
des § 6 des Bundespersonalvertretungsgeset- 
zes, wonach im Bereich des Bundesverteidi- 
gungsministers immer mehr große Personal- 
ratsbezirke in verschiedene kleine geteilt wer- 
den? 

Falls ja, wie begründet die Bundesregierung 
diese Maßnahme, die sich allein auf den Per- 
sonalvertretungsbereich, nicht auf den zustän- 
digen Kommandobereich erstreckt? 

Welche Offiziere (außer denen der beteiligten 
Kampftruppen), Beamte oder Politiker bzw. 
wie viele überörtliche Journalisten haben am 
Manöver „Schneller Wechsel“ teilgenommen, 
mit welchen Transportmitteln des Bundes sind 
sie von wo aus an- bzw. abgereist und wie 
hoch waren jeweils für den einzelnen die 
Kosten? 

Wer erteilt jeweils die Genehmigung für die 
Transportmittel? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


53. Abgeordnete 
Frau 

Grützmann 

(SPD) 


Wie groß ist die Bereitschaft der Touristikun- 
ternehmen, diejenigen, die eine Reise in exo- 
tische Länder buchen, über dort verbreitete 
Krankheiten aufzuklären, und was kann die 
Bundesregierung unternehmen, diese Bereit- 
schaft zu fördern und hier vorbeugend tätig 
zu werden? 
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54. Abgeordnete 
Frau 

Grützmann 

(SPD) 


Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, 
den jugendlichen Heimbewohnern, die zum 
1. Januar 1975 das neue Volljährigkeitsalter 
erreicht haben, zu helfen, insbesondere die 
Träger solcher Einrichtungen in ihrem Bemü- 
hen zu unterstützen, den Übergang vom Heim- 
leben in die Gesellschaft fließend zu gestalten? 


55. Abgeordneter Kann die Bundesregierung mitteilen, wie hoch 
Gallus sich die volkswirtschaftlichen Kosten für die in 

(FDP) der zweiten EG-Richtlinie zur Angleichung der 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften über Arz- 
neispezialitäten vorgesehenen präklinischen 
und klinischen Prüfungen belaufen, und in wel- 
cher Höhe sich diese auf die Sozialversiche- 
rungsbeiträge niederschlagen könnten? 


56. Abgeordneter 
Gallus 


(FDP) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, inwieweit 
durch solche Prüfungen die in der Bundesrepu- 
blik Deutschland vorhandenen Forschungs- und 
Investitionskapazitäten — auch der mittleren 
Firmen — ausgelastet würden, und wieviel 
Forschungskapazitäten für die Neuentwicklung 
von Arzneimitteln noch frei bW.eben? 


57. Abgeordneter 

Spitzmüller 

(FDP) 


Hat die Bundesregierung bei den Verhand- 
lungen über die Richtlinie des Rates zur An- 
gleichung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die analy- 
tischen, toxikologisch-pharmakologischen und 
ärztlichen oder klinischen Vorschriften und 
Protokolle über Versuche mit Arzneispeziali- 
täten den Standpunkt des Deutschen Bundes- 
tages, wie er im Beschluß vom 4. November 
1971 durch die Annahme eines entsprechenden 
Ausschußantrags zum Ausdruck gekommen ist, 
vertreten und in welchen Punkten durchge- 
setzt? 


58. Abgeordneter 

Spitzmüller 

(FDP) 


Ist der vorgesehene kontrollierte klinische 
Versuch am Menschen, wie ihn die EG-Richt- 
linie zur Angleichung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften über die analytischen, 
toxikologisch-pharmakologischen und ärztk- 
chen oder klinischen Vorschriften und Proto- 
kolle über Versuche mit Arzneispezialitäten 
vorsieht, unzweifelhaft mit dem Grundgesetz 
vereinbar? 


59. Abgeordneter 
Rollmann 


(CDU/CSU) 


In welcher Weise ist Bundeskanzler Schmidt 
bei seinen häufigen Kontakten mit dem Präsi- 
denten der französischen Republik darum be- 
müht, daß der jährliche Finanzbeitrag Frank- 
reichs für das deutsch-französische Jugendwerk 
wenigstens wieder jenen tatsächlichen Umfang 
erreicht, wie er bereits in den ersten Jahren 
des deutsch-französischen Jugendwerks er- 
reicht war? 
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60. Abgeordneter 

Kiedile 

(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


63. Abgeordneter 

Fiebig 

(SPD) 


64. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 

Dr. Zimmermann 


(CDU/CSU) 


Welche Kosten in weichen Zeiträumen entste- 
hen künftig landwirtschaftlichen Betrieben 
durch die vorgeschriebenen Untersuchungen 
für Trinkwasser, wenn die unter Drucksache 
695/74 des Bundesrates vorgesehenen Anfor- 
derungen unverändert in Kraft treten? 

Sind die derzeit in der Bundesrepublik 
Deutschland vorhandenen Institute, die die in 
der Trinkwasserverordnung geforderten Un- 
tersuchungen durchführen können, in der Lage, 
diese Untersuchungen durchzuführen, oder 
müssen neue Einrichtungen — und mit wel- 
chem Kostenaufwand — geschaffen werden? 

Bis wann werden die nach dem Heimgesetz 
erforderlichen Rechtsvorschriften, für die die 
Bundesregierung zuständig ist, vorliegen, und 
wie lange ist der Zeitraum von der Verabschie- 
dung des Gesetzes durch den Gesetzgeber bis 
zum Beginn des Vollzugs sämtlicher nach dem 
Heimgesetz erforderlichen sonstigen Vorschrif- 
ten? 

Treffen die in der Deutschen Apotheker-Zei- 
tung vom 5. Dezember 1974 (Seite 1946) wie- 
dergegebenen Äußerungen des Ministerialdiri- 
genten Dr. Dr. Walter aus dem Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit zum 
Entwurf des Arzneimittelgesetzes zu, daß er 
selbst die politische Verantwortung für dieses 
Gesetz nicht übernehme, daß das Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit in der Tat ein Verkehrsgesetz für den 
Verkehr mit Arzneimittel gemacht und den 
Menschen nicht einbezogen habe, daß heute 
der Gesetzgeber andere Überlegungen anstelle 
als vor zwei Jahren und daß der Vorwurf, das 
Gesetz sei nicht modern, zu Recht bestehe, und 
welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls aus dieser Äußerung 
eines der maßgeblichen Verfasser des Regie- 
rungsentwurfs zur Reform des Arzneimittel- 
gesetzes? 

Wann wird die Bundesregierung den von ihr 
seit Jahren angekündigten Entwurf eines Ju- 
gendhilfegesetzes im Deutschen Bundestag ein- 
bringen? 

Trifft die Meldung zu, der Schlagersänger Rex 
Gildo habe der Bundesministerin für Jugend, 
Familie und Gesundheit aus dem Reinerlös 
einer seiner Schallplatten 800 000 DM für Kin- 
dergärten zur Verfügung gestellt, und welche 
Träger — - bejahendenfalls — werden auf 
Grund welcher Maßgabe und unter Berücksich- 
tigung welcher anderen Zuwendungen ver- 
gleichbarer Art an die Bundesministerin für 
Jugend, Familie und Gesundheit mit weicher 
Zielsetzung davon bedacht? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


66. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Sind die in der vorgesehenen Verordnung über 
bauliche Schutzmaßnahmen gegen Straßenver- 
kehrslärm genannten Werte an die Werte an- 
geglichen, die in der Verordnung zum Schutz 
gegen Fluglärm zugrundegelegt werden? 


67, Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die wissenschaft- 
lichen Grundlagen der Meßverfahren für so 
ausgereift, daß unanfechtbare Ergebnisse her- 
auskommen und die Meßverfahren ohne auf- 
wendige und zeitraubende Gutachten von Sach- 
verständigen justiziabel sind, und berücksich- 
tigt die Bundesregierung dabei, daß diese 
Werte vor dem Bau der Straße nur schwer zu 
bestimmen sein werden? 


68. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, aus den Erfah- 
rungen der Dritten Seerechtskonferenz der 
Vereinten Nationen in Caracas Lehren zu zie- 
hen, um rechtzeitig vor Beginn der kommen- 
den Seerechtskonferenz in Genf in allen we- 
sentlichen zur Debatte stehenden Punkten mit 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft eine gemeinsame Haltung festzulegen? 


69. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obemau) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, mit der Pla- 
nung und dem Bau der für den Raum Aschaf- 
fenburg so verkehrswichtigen Fortführung der 
Autobahn „Gießen — Hanau — Aschaffenburg" 
in Richtung Heilbronn/Stuttgart zu beginnen, 
und welche Vorstellungen bestehen hinsicht- 
lich des Bauablaufs? 


70. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Stewar- 
dessen, die bei der Fluggesellschaft Modern 
Air in Berlin beschäftigt waren, auf Grund 
der Einstellung des Flugbetriebs durch die 
Gesellschaft wegen ihres Lebensalters keine 
neue Beschäftigung in ihrem Beruf gefunden 
haben, da als Obergrenze für das Einsteiiungs- 
alter von allen Fluggesellschaften für Stewar- 
dessen 28 Jahre festgesetzt wird, und sieht 
die Bundesregierung eine Möglichkeit, bei 
Fluggesellschaften, die anteilig der öffentlichen 
Hand gehören, aus sozialen Gründen eine Aus- 
nahmeregelung für den betroffenen Personen- 
kreis durchzusetzen? 


71. Abgeordneter 

Dr. Arndt 

(Hamburg) 

(SPD) 


Weshalb wurde die Kücheneinrichtung des 
modernsten Elektrotriebwagenzugs der Deut- 
schen Bundesbahn, der als IC-Zug „Hermes" 
verkehrt, mit einem Mikrowellenherd ausge- 
stattet, der die Zubereitung nur einer äußerst 
geringen Anzahl von Gerichten zuläßt? 
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72. Abgeordneter 

Flämig 

(SPD) 


73. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 

(SPD) 


74. Abgeordneter 
Dr. Enders 
(SPD) 


75. Abgeordneter 

Gerster 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 

(CDU/CSU) 


77. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
den Einsatz von Streusalz wegen der schäd- 
lichen Wirkung auf Pflanzen und Tiere im 
kommenden Winter zu unterbinden oder zu- 
mindest einzuschränken? 


Treffen Meldungen zu, wonach die Elektrifi- 
zierung der Bahnstrecke Schifferstadt — Spey- 
er-Germersheim — Wörth in Frage gestellt sei, 
oder kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
diese Strecke 1975 elektrifiziert wird? 


Trifft es zu, daß die Arbeiterwochenkarten der 
Deutschen Bundesbahn (DBB) nur von Montag 
bis Samstag gelten und die Arbeitnehmer, die 
am Sonntag zur Arbeit fahren, sich eine zusätz- 
liche Einzelkarte kaufen müssen, und ist die 
Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, 
daß im Hinblick auf die gleitende Arbeits- 
woche und die zunehmende Sonntagsarbeit 
die Gültigkeit der Arbeiterwochenkarte der 
DBB auch auf den Sonntag ausgedehnt wird, 
damit den betroffenen Arbeitnehmern keine 
zusätzlichen Fahrkosten entstehen, zumal sie 
ihre Karte nicht an allen Wochentagen be- 
nützen? 


Hält es die Bundesregierung für befriedigend, 
daß im Bereich der Deutschen Bundesbahn Auf- 
stiegsbeamte aus dem mittleren in den geho- 
benen Dienst nach bestandener Laufbahnprü- 
fung zwar auf Dienstposten des gehobenen 
Dienstes eingesetzt, beamtenrechtlich jedoch 
erst nach Ableistung einer Probezeit (nach 
§ 25 i. V. m. § 26 Abs. 6 BLV im Regelfall 
2 V 2 Jahre) in das Eingangsamt des gehobenen 
Dienstes angestellt werden, während andere 
Bundesbehörden die fachgeprüften Aufstiegs- 
beamten sogleich, jedenfalls aber nicht erst 
nach 2V2 Jahren, zu Inspektoren ernennen? 


Bis wann und durch welche Maßnahmen ge- 
denkt die Bundesregierung, diese ungleiche 
Praxis abzustellen? 


Liegen der Bundesregierung Daten über die 
Zweckmäßigkeit des Einsatzes von Sicherheits- 
gurten in Kabrioletts vor bei Benutzung des 
Fahrzeugs sowohl mit geschlossenem als auch 
mit geöffnetem Dach, und besteht ein erhöhtes 
Risiko durch das Anlegen der Gurte beim 
Fahren mit geöffnetem Dach, auf welches in 
der gegenwärtigen Verkehrssicherheitskam- 
pagne hinzuweisen wäre? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


78. Abgeordneter 
Baier 


(CDU/CSU) 


Ist in den Gesprächen mit der DDR einmal 
danach gefragt worden, aus welchen Gründen 
bei Geschenksendungen in die DDR jeweils 
eine vom Landesgesundheitsamt amtlich aus- 
gestellte „Desinfektionsbescheinigung" erfor- 
derlich ist? 


79. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 
Dr, Warnke 


(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Dr. Warnke 
(CDU/CSU) 


82. Abgeordneter 
Dr. Abelein 

(CDU/CSU) 


Inwieweit hat die Bundesregierung während 
der Verhandlungen mit der Regierung der 
DDR über Verlängerung und Ausweitung des 
Überziehungskredits im innerdeutschen Han- 
del (Swing) auf eine Gleichbehandlung der 
Benützer der Straßen und Wege in der Bundes- 
republik Deutschland und der DDR hingewirkt, 
bzw. wird die Bundesregierung in zukünftigen 
Verhandlungen eine Gleichbehandlung im Be- 
reich der Straßennutzungsgebühren anstreben? 


Hat die Bundesregierung den Staatssekretär 
Gaus angewiesen, bei den jüngsten Verhand- 
lungen mit der DDR auch den Abbau der 
grundvertragswidrigen Zustände an der Ber- 
liner Mauer und der innerdeutschen Grenze 
zur Sprache zu bringen, und welche Stellung- 
nahme hat die DDR gegebenenfalls dazu ein- 
genommen? 


Hat die Bundesregierung bei ihren Gesprächen 
mit der DDR-Regierung in den vergangenen 
Wochen auch die Frage der menschenrechts- 
widrig wegen sogenannter Fluchthilfe und 
„versuchter Republikflucht" inhaftierten Deut- 
schen angesprochen und ihre Haftentlassung 
gefordert, und wie hat die DDR gegebenenfalls 
hierauf reagiert? 


Wie hat die Bundesregierung bei den jüngsten 
Gesprächen des Ständigen Vertreters der Bun- 
desrepublik Deutschland, Staatssekretär Gaus, 
mit der DDR sichergestellt, daß in Zukunft 
nicht erneut durch vertragswidrige Erhöhung 
der Zwangsumtauschsätze seitens der DDR 
Druck auf die Bundesregierung zur Erreichung 
abermaliger Gegenleistungen ausgeübt werden 
kann? 


83. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bei ihren Gesprächen 
mit der DDR-Regierung durch Staatssekretär 
Gaus sichergestellt, daß auch die vertrags- 
widrige Verdoppelung der Zwangsumtausch- 
beträge wieder vollständig zurückgenommen 
wird, und wenn ja, warum hat die DDR-Regie- 
rung dies nicht in ihr aide memoire aufge- 
nommen? 
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84. Abgeordneter 
Lagershausen 
(CDU/CSU) 


Weshalb hat die Bundesregierung die rechts- 
verbindliche Unterzeichnung der Swing-Ver- 
einbarung bereits jetzt vorgenommen, obwohl 
erst zum 31. Dezember 1975 die alte Swing- 
Vereinbarung ausläuft und obwohl noch nicht 
erkennbar ist, daß die DDR-Regierung wieder 
voll zur Vertragstreue zurückzukehren gewillt 
ist? 


85. Abgeordneter 
Lagershausen 
(CDU/CSU) 


Weshalb hat die Bundesregierung die Unter- 
schriftsleistung über die Swing- Vereinbarung 
bereits jetzt geleistet, obwohl noch keine Zeit- 
not gegeben ist und die Frage der Gebühren- 
pauschale für die Benutzung der Transitwege 
mit der DDR noch nicht geklärt ist? 


86. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Warum hat sich die Bundesregierung, entge- 
gen ihrer bisherigen Haltung auf die Paraphie- 
rung eines Abkommens-Textes über die Ver- 
längerung des Überziehungskredits im inner- 
deutschen Handel (Swing) eingelassen, ehe 
die DDR-Regierung öffentlich die Rücknahme 
des Zwangsumtauschs für Rentner ankündigte, 
und warum hat die Bundesregierung nicht die 
schlechten Erfahrungen in der Vergangenheit 
mit Vor-Papieren dieser Art berücksichtigt? 


87. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Äußerung im Kommentar des SED- 
parteiamtlichen „Neuen Deutschland" vom 11. 
Dezember 1974 zu, in dem auf die zeitliche 
Reihenfolge: Verlängerung des Swing im in- 
nerdeutschen Handel und erst danach Ange- 
bote der DDR über menschliche Erleichterun- 
gen hingewiesen wurde und daß schon vor der 
offiziellen Unterzeichnung der Vereinbarung 
über die Verlängerung des Swing von „sehr 
konkreten Vereinbarungen" gesprochen wur- 
de? 


88. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bei ihren jüngsten 
Verhandlungen mit der DDR Auskunft über 
die Verwendung der Straßenbenutzungsgebüh- 
ren verlangt und erhalten, die im Rahmen der 
jährlichen Pauschalsumme von 234,9 Millionen 
DM gemäß Art. 18 des Transitabkommens der- 
zeit jährlich an die DDR von der Bundesrepu- 
blik Deutschland entrichtet werden? 


89. Abgeordneter Wie hoch beliefen sich in den Jahren 1973 und 
Dr. Marx 1974 die einzelnen (aufgeschlüsselten) Zahlun- 

(CDU/CSU) gen an die DDR? 


90. Abgeordneter 
Dr. Marx 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, für wel- 
che Aufgaben und Tätigkeiten die verantwort- 
lichen Stellen der DDR, die ihr aus der Bundes- 
republik Deutschland (einschließlich West-Ber- 
lin) zufließenden Gelder verwendet haben? 
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91. Abgeordneter 

Kunz 

(Berlin) 

(cbu/csu) 


Bezieht die Tatsache, daß der Regierende Bür- 
germeister von Berlin auf der Jahrestagung 
des Kuratoriums Unteilbares Deutschland am 
6. Dezember 1974 erklärte: „über Uberzie- 
hungskredite im innerdeutschen Handel darf 
und wird erst verhandelt werden, wenn die 
Westberliner Rentner wieder ohne Zwangs- 
umtausch nach drüben fahren können!", ob- 
wohl die Verhandlungen über die Verlänge- 
rung des Überziehungskredites längst abge- 
schlossen waren, darauf, daß er von der Bun- 
desregierung nicht unterrichtet war? 


92. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Welche Regelung hat die Bundesregierung mit 
der DDR über die Verwendung des über ein 
Jahr lang zu Unrecht von den Reisenden aus 
der Bundesrepublik Deutschland erhobenen 
Zwangsumtauschbeträge in D-Mark getroffen? 


93. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Steht die Bundesregierung noch zu der Erklä- 
rung von Bundesminister Franke vom Novem- 
ber 1972, die u. a. in der Landeszeitung vom 
17. November 1972 unter wörtlichem Zitat wie 
folgt wiedergegeben wurde: „Die Regelung 
der Grenzfrage von dem Elbeabschnitt zwi- 
schen Lauenburg und Schnackienburg gehört 
nicht zu den Aufgaben der in Artikel 3 des 
Zusatzvertrags zum Grundvertrag vorgesehe- 
nen gemeinsamen Kommission", und wenn 
nein, aus welchen Gründen nicht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


94. Abgeordneter Welche Formen der Zusammenarbeit bestehen 
Werner im Bereich der nuklearen Forschung zwischen 

(CDU/CSU) der Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 

blik Indien? 


95. Abgeordneter 

Dr. Franz 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Finanzierung des von der Forschungs- 
stelle Bonn des Instituts für deutsche Sprache 
projektierten deutsch-deutschen Wörterbuches 
im Wege der Überprüfung der bisher gesetzten 
Prioritäten durch Bereitstellung der für das 
Projekt innerhalb von drei Jahren benötigten 
1,5 Millionen DM zu ermöglichen? 


96. Abgeordneter 
Lampersbach 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es mit den in der 
Satzung und Wirtschaftsplan fixierten Auf- 
gaben der Gesellschaft für Mathematik und 
Datenverarbeitung (GMD) für vereinbar, daß 
diese sich in immer größerem Umfange durch 
den Verkauf von Dienstleistungen wirtschaft- 
lich betätigen? 
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97. Abgeordneter 
Lampersbach 

(CDU/CSU) 


Billigt sie es insbesondere, daß die GMD bei 
Dienststellen des Bundes und der Länder so- 
wie bei öffentlichen Institutionen mit Dienst- 
leistungsunternehmen der freien Wirtschaft 
in Wettbewerb tritt und diese durch Kalkula- 
tionsmethoden, die nur ihr möglich sind, zu 
verdrängen sucht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


98. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Wie stellt die Bundesregierung sicher, daß ex- 
terne Gutachten, die im Rahmen der deutschen 
technischen Hilfe in Auftrag gegeben wurden, 
mit bereits bei anderen Organisationen be- 
kannten Ergebnissen abgestimmt werden? 


99. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Auf wessen Veranlassung und durch welche 
Vermittlungen sind die brasilianischen Ar- 
beitskräfte in die Bundesrepublik Deutschland 
gekommen, für deren Rückgliederung das Bun- 
desministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit nun ein Programm finanziert? 


100. Abgeordneter Welche Mittel wenden die einzelnen ölexpor- 
Schluckebier tierenden Länder im Vergleich zu den Indu- 
(SPD) striestaaten für die Entwicklungshilfe auf? 


101. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die Mög- 
Schluckebier lichkeit der Beschäftigung von Ausländern als 
(SPD) Entwicklungshelfer im Rahmen des Entwick- 

lungshelfergesetzes? 


102. Abgeordneter Wie stellt die Bundesregierung sicher, daß die 
Peiter den Entwicklungsländern für 1974 zugesagte 

(SPD) Nahrungsmittelhilfe auch wirklich der notlei- 

denden Bevölkerung zugutekommt? 


103. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Indu- 
strialisierungsvorhaben in Zaire unter Feder- 
führung der KHD-Industrieanlagen AG, beson- 
ders unter entwicklungspolitischem Aspekt? 


104. Abgeordnete In welchem Ausmaß ist an diesem Projekt 
Frau deutsche Kapitalhilfe beteiligt? 

von Bothmer 
(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


105. Abgeordneter Welche Schritte hat die Bundesregierung un- 

Blumenfeld ternommen, um die unter Bruch rechtsstaat- 

(CDU/CSU) lieber Prinzipien erfolgte Freisetzung der 

vier arabischen Terroristen und Mörder eines 
Bürgers der Bundesrepublik Deutschland durdi 
die tunesisdie Regierung zu verhindern, da 
Entscheidungen wie die der tunesischen Be- 
hörden auf Grund früherer Erfahrungen in 
anderen Fällen einer Freistellung von Straf- 
verfolgung gleichkommt? 

106. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Schritte eingeleitet, 

Blumenfeld um ein rechtsstaatlidies Gerichtsverfahren für 

(CDU/CSU) die Mörder des Bundesbürgers von der palästi- 

nensischen Befreiungsorganistion (PLO) zu er- 
wirken? 

107. Abgeordneter Welche Ergebnisse sind bei den deutsdi-rumä- 

Dr. Althammer nischen Verhandlungen vom 9. bis 12. De- 
(CDU/CSU) zember 1974 über ein neues Programm im 

Rahmen des Kulturabkommens von 1973 er- 
zielt worden? 

108. Abgeordneter Sind die vorhandenen „Basisfunkstellen“, die 

Dr. Sdiaditschabel gegenwärtig bei 25 Botschaften eingerichtet 
(SPD) sind, derart im Ausland placiert, daß alle 

sonstigen Auslandsvertretungen der Bundes- 
republik Deutschland bei Ausrüstung mit 
einem Krisen- (sprech) Funkgerät an das Basis- 
netz angeschlossen werden können, und kann 
die Bundesregierung detaillierte Auskünfte 
über die pro Basisfunkstelle veranschlagten 
Investitionskosten von 150 000 DM geben? 

109. Abgeordneter Welche weiteren Botschaften beabsichtigt die 

Dr. Schachtschabei Bundesregierung mit Krisen- (sprech) Funkan- 
(SPD) lagen auszustatten, und zu welchem Zeitpunkt 

wird dies geschehen? 

110. Abgeordneter Womit begründet die Bundesregierung die in 

Dr. Arndt ihrer Antwort auf meine Frage in der 131. Sit- 

(Hamburg) zung des Bundestages am 14. November 1974 

(SPD) (Stenographischer Bericht, Seite 8955 D) mitge- 

teilte ungleiche Behandlung der Mitglieder der 
obersten Verfassungsorgane des Bundes — ins- 
besondere des Bundesverfassungsgerichts — 
bei der Ausstellung amtlicher Pässe? 

111. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eindeutig zu 

Dr. Hupka erklären, daß die Annexion Ostdeutschlands 

(CDU/CSU) jenseits von Oder und Neiße durch Polen und 

Sowjetrußland wie jeder „Erwerb von Gebiet 
durch Gewaltanwendung“ völkerrechtswidrig 
und somit Unrecht ist und solange Unrecht 
bleibt, bis durch einen demokratisch ausge- 
handelten Friedensvertrag unter Zustimmung 
aller Betroffenen über die Grenzen entschieden 
worden ist? 


18 




Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2982 


112. Abgeordneter 
Dr, Hupka 
(CDU/CSU) 


113. Abgeordneter 

Lattmann 


(SPD) 


114. Abgeordneter 

Dr. Sdiweitzer 


(SPD) 


115. Abgeordneter 
Dr. Sdiweitzer 


(SPD) 


116. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


117. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Vertritt die Bundesregierung, wie aus ihrer 
Antwort — Stenographischer Bericht über die 
134. Sitzung, Seite 9179 — hervorzugehen 
scheint, den Standpunkt, daß Ostdeutschland 
jenseits von Oder und Neiße nidit mehr als 
zum Deutschen Reich in dien Grenzen von 1937 
gehörend betrachtet wird, und befindet sie sidi 
mit diesem Standpunkt noch in Übereinstim- 
mung mit dem Grundgesetz, der Begründung 
zum Karlsruher Urteil vom 31. Juli 1973 und 
zu der gemeinsamen Entschließung des Deut- 
schen Bundestages vom 17. Mai 1973? 

Gelten nach Auffassung der Bundesregierung 
auch in den Einrichtungen und Programmen der 
auswärtigen Kulturpolitik die Freiheitsrechte 
für Kunst, Literatur und Wissenschaft nach 
Grundgesetz Artikel 5, so daß eine Zensur 
nicht stattfindet? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 
wicklung im Bereich der Besuchsreisen und des 
Austausches von Wissenschaftlern zwischen 
der Volksrepublik Polen und der Bundesrepu- 
blik Deutschland seit Abschluß des Warschauer 
Vertrags? 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
dem sogenannten Fulbright-Programm heute 
für die Entwicklung unserer engen Beziehun- 
gen zu den Vereinigten Staaten insbesondere 
im Hinblick auf die Vermittlung noch besserer 
Kenntnisse über die jeweilige politische Ge- 
samtlage in beiden Ländern bei? 

Ist es richtig, daß bei der Willensbildung, die 
zu dem in völliger Übereinstimmung mit der 
Bundesregierung gefaßten Beschluß des Senats 
von Berlin führte, für aus Osteuropa stammen- 
de Israelis, bei denen keine besonderen Vor- 
aussetzungen vorliegen, die Aufenthaltserlaub- 
nis auf höchstens sechs Monate zu beschrän- 
ken, Rücksichtnahmen auf sowjetische und ara- 
bische Wünsche eine Rolle gespielt haben, 
und um welche Wünsche handelte es sich 
— bejahendenfalls — ? 

Was hat die Bundesregierung unternommen, 
nachdem It. Pressemeldungen bekannt ist, die 
Regierung der Volksrepublik Polen beabsich- 
tige ab 1975 den Sonderkurs für Devisenge- 
schenke aus der Bundesrepublik Deutschland 
von bisher 23,6 Sloty für eine Deutsche Mark 
auf nur noch 12,6 Sloty für eine Deutsche Mark 
herabzusetzen und damit die in den deutschen 
Ostgebieten lebenden Deutschen, insbesondere 
alte Menschen, in harte Bedrängnis gebracht 
werden, zumal diese Entscheidung bedeutet, 
daß ein Hundertmarkschein mit dem man bis- 
her fast ein polnisches Durchschnittseinkom- 
men von 2.300 Sloty überweisen konnte, künf- 
tig nur 1.260 Sloty wert sein wird, also kaum 
mehr als die Hälfte? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Röhner 


(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 11. Dezember 1974 zu, auf 
jugoslawischer Seite bestünden möglicherwei- 
se andere Vorstellungen, was die endgültige 
Aufgabe weiterer aus der Vergangenheit ab- 
geleiteter Forderungen betrifft, als auf Seiten 
der Bundesrepublik Deutschland, und wie ist 
die Aussage zu verstehen, die jugoslawische 
Seite habe sich bereit erklärt, die „definitive 
Erfüllung" der Brioni-Übereinkunft des dama- 
ligen Bundeskanzlers mit dem jugoslawischen 
Staats- und Parteichef als gegeben zu betrach- 
ten, „soweit Mittel des Bundeshaushalts be- 
troffen sind"? 

Wie hoch sind die finanziellen Leistungen der 
einzelnen Mitgliedsstaaten der Vereinten Na- 
tionen im Jahre 1974 und im Jahre 1973 ge- 
wesen? 

Teilt die Bundesregierung die in der UN-Voll- 
versammlung vom US-Botschafter Scali ge- 
äußerte Meinung, daß „einseitige, unrealisti- 
sche Resolutionen", wie es die Aussperrung 
Südafrikas von der laufenden Sitzungsperiode 
und die Beschneidung der Redezeit für Israel 
zweifellos darstellen, eine „Tyrannei der 
Mehrheit" bedeuten, die zu einer Überprüfung 
der UN-Verpflichtungen Anlaß sein könnten, 
und ist die Bundesregierung bei wiederholtem 
Verstoß der UN-Mehrheit gegen die eigene 
Charta ebenfalls bereit, spürbare Konsequen- 
zen in Erwägung zu ziehen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter 
Dr^ Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
im Zusammenwirken mit den Ländern als Auf- 
sichtsbehörden die Beschäftigung von Verfas- 
sungsfeinden wie im öffentlichen Dienst auch 
in den öffentlich-rechtlichen Rundfunk- und 
Fernsehanstalten zu verhindern? 


5. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung den Zeitraum von 
zwei Jahren für die Sprachförderung von Aus- 
siedlern erweitern, da viele Aussiedler aus 
Unkenntnis oder dem Drang, gleich eine Arbeit 
anzunehmen, erst nach Ablauf von zwei Jah- 
ren der Möglichkeit der Sprachförderung ge- 
wahr werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


6. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 
Mertes 
(Stuttgart) 
(FDP) 


8. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 

9. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


Ist es der Bundesregierung bekannt, ob Sympa- 
thisanten der Baader-Meinhof-Gruppe, die Mit- 
glieder dieser Gruppe nadiweislidi unterstützt 
haben, in öffentlich-rechtlichen Rundfunk- und 
Fernsehanstalten tätig sind, und teilt die Bun- 
desregierung die von Innenminister Weyer am 
13. November 1974 vor dem Deutschen Bun- 
destag geäußerte Ansicht, die Berichterstat- 
tung über die Ereignisse im Zusammenhang 
mit der Ermordung des Kammergerichtspräsi- 
denten von Drenkmann sei nicht optimal ge- 
wesen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
spanischem Recht auch in juristisch klaren Fäl- 
len — anders als in der Bundesrepublik 
Deutschland und in anderen Staaten mit ge- 
ordneter Rechtsfolge — vollstreckbare Titel 
innerhalb angemessener Frist nicht erreicht 
werden können, und ist die Bundesregierung 
bei Vorliegen solcher Fälle, wie z. B. der Gel- 
tendmachung zivilrechtlicher Ansprüche gegen- 
über der SOFICO (Sociedad Financiera Inter- 
nacional de Contructiones SA), bereit, die 
deutschen Gläubiger auf diplomatischem Weg 
bei der spanischen Regierung zu unterstützen? 

W’eiche Kosten verursachten dem Bund die 
Organisation des Besuches von Sartre bei dem 
Untersuchungshäftling Baader? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß eine gesetzliche Regelung dringend erfor- 
derlich ist, um Gutachter für in gerichtlichen 
Verfahren erstellte Gutachten, die vorsätzlich 
oder fahrlässig nicht der Wirklichkeit entspre- 
chen, haftungsrechtlich zur Verantwortung zu 
ziehen, und bis wann wird ein Regierungs- 
entwurf vorliegen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


10. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


Trifft es zu, daß es eine Anordnung der Bun- 
desregierung gibt, wonach die Schlagbäume an 
bestimmten Grenzstationen nach dem Passie- 
ren eines jeden Kraftfahrzeugs sofort zu schlie- 
ßen sind, und — wenn ja — steht diese An- 
weisung nicht im Gegensatz zu den bisherigen 
positiven Praktiken zu der beabsichtigten Auf- 
hebung von Beschränkungen beim Grenzver- 
kehr innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaft? 
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11. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Betrachtet die Bundesregierung im Hinblidc auf 
die Aussage des Bundeskanzlers in seiner Re- 
gierungserklärung am 17. Mai 1974 (Stenogra- 
phischer Bericht über die 100. Sitzung, Seite 
6602), wonach sie die Kriegsfolgengesetzge- 
bung als abgeschlossen ansehe, auch die Ge- 
setzgebung zur Wiedergutmachung national- 
sozialistischen Unrechts insgesamt als abge- 
schlossen? 


12. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die 100 Millionen 
Höcherl DM an die Salzgitter AG angesichts der be- 

(CDU/CSU) achtlichen Gewinnentwicklung in 1973 wieder 

zurückfordern? 


13. Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung in einer Kairoer Zeitung 
über die angebliche Äußerung des Bundes- 
ministers der Finanzen über weitere Aufnahme 
von Ölgeldern zu, und wenn ja, wie verträgt 
sie sich mit dem Monitum der Deutschen Bun- 
desbank und der Erklärung der Bundesregie- 
rung, auf diese Praxis zu verzichten? 


14. Abgeordneter Wie lange sind die Einheitswerte 1964 nach 
Köster Meinung der Bundesregierung als Grundlage 

(CDU/CSU) für die Grundsteuer noch anzuwenden? 


15. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist das Kraftfahrzeugsteuer- und 
Mineralölsteueraufkommen jeweils in 1973 
und 1974 (geschätzt), und wie werden diese 
Steuereinnahmen im einzelnen an Bund, Län- 
der und Gemeinden verteilt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


16. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Auskunft geben 
über die Konditionen (Amortisation und Zin- 
sen) der mit der Sowjetunion und Polen ab- 
geschlossenen Kooperationsverträge und de- 
ren Konsultierung mit der EG im Rahmen der 
Festlegung, wie es die Entscheidung des Rates 
vom 22. Juli 1974 vorsieht? 


17. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Sind diese Verträge, die unmittelbar vor dem 
1. Januar 1975, dem Übergangsdatum der Au- 
ßenhandelshoheit an die EWG, auf zehn Jahre 
geschlossen wurden, mit Buchstaben und Geist 
des EWG-Vertrags vereinbar? 


18, Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Was sind Inhalt und Ziele der Bemühungen, 
mit denen die Bundesregierung auf verschie- 
denen Ebenen und gegenüber einigen Nach- 
barländern eine Koordinierung der regionalen 
Struktur- und Wirtschaftspolitik versucht? 
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19. Abgeordneter 
Eigen 
(CDü/CSü) 


Wird die Bundesregierung das Bundeskartell- 
amt auffordern einzugreifen, wenn die Stick- 
stoffindustrie weitere Preiserhöhungen für 
Handelsdünger durchsetzen will? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


20. Abgeordneter 

Sauter 

(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


Welche EG-Staaten haben in Brüssel keine An- 
meldungen für das einzelbetriebliche Förder- 
programm gemacht, und kann die Bundesregie- 
rung die Gründe dafür angeben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


21. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


24. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


Sind die Informationen der Bundesarbeitsge- 
meinschaft für Unfallversicherungsträger zu- 
treffend, daß im Jahr 1973 rund 600 000 Schul- 
kinder bei Unfällen in der Schule und auf dem 
Schulweg verletzt worden sind, wodurch Ver- 
sicherungsleistungen von 83,6 Millionen DM 
erforderlich wurden? 

Sind diese Informationen zutreffend, daß die 
Zahl der Unfälle von Schuikindein von 600 000 
im Jahr 1973 im Jahr 1974 noch überschritten 
wird, und welche Möglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung, die Unfallgefahren für Schul- 
kinder vor allem im Bereich der eigenen Zu- 
ständigkeit, z. B. bei der Gefahrenquelle durch 
den Schulbus, zu vermindern? 

Trifft es zu, daß immer mehr deutsche Firmen 
bei der Einstellung von Mitarbeitern mit Hilfe 
von psychologischen Tests deren Persönlich- 
keitsstruktur, Berufseignung, psychischen Ge- 
sundheitszustand und andere persönliche 
Merkmale zu erfahren suchen, und wie läßt 
sich diese Verfahrensweise mit dem in Artikel 
2 des Grundgesetzes garantierten Recht auf 
freie Entfaltung der Persönlichkeit vereinba- 
ren, wie sind die so getesteten Personen vor 
dem Mißbrauch dieser Testergebnisse, z. B. 
durch Weitergabe an andere Firmen oder son- 
stige interessierte Dritte, geschützt? 

Trifft es zu, daß die einzelnen Krankenversi- 
cherungsträger an Sozialstationen Zuschüsse in 
unterschiedlicher Höhe für gleiche Leistungen 
geben, und ist die Bundesregierung der Mei- 
nung, daß hier einheitliche Regelungen gefun- 
den werden sollten, wenn ja, wie? 
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25. Abgeordneter 
Dr. Beermann 
(SPD) 


26. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 

28. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


Geschäftsbereich 


29. Abgeordnete 

Frau Tübler 
(CDU/CSU) 


30. Abgeordnete 

Frau Tübler 
(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 
Peter 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Beamte 
auf Widerruf im Vorbereitungsdienst, z. B. 
Referendare, nach ihrem voraussehbaren Aus- 
scheiden aus dem Beamtenverhältnis keine 
Arbeitslosenunterstützung erhalten, und teilt 
sie meine Auffassung, daß es der Fürsorge- 
pflicht entspricht, wenn für den betroffenen 
Personenkreis die gesetzliche Voraussetzung 
für einen freiwilligen Beitritt zur Arbeitslosen- 
versicherung geschaffen würde? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ar- 
beitslosenquote im Arbeitsamtsbezirk Ansbadi 
im November 1974 auf 3Vo anstieg, die Stellen- 
angebote jedoch weiter abgesunken sind, und 
in welcher Höhe werden zur Verbesserung 
dieser Situation Geldmittel aus dem neuen 
Konjunkturprogramm in den Arbeitsamtsbe- 
zirk Ansbach fließen? 


Wie hoch ist die Summe der Zuschüsse für die 
Arbeiter- und Angestelltenversicherung abso- 
lut und prozentual? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß verschul- 
dete Arbeitnehmer, insbesondere während der 
Probezeit, wegen Lohnpfändungen mit einer 
Kündigung rechnen müssen, und ist die Bun- 
desregierung bereit, durch eine Schutzregelung 
für solche Arbeitnehmer die Chance zu ver- 
bessern, durch ein regelmäßiges Arbeitsein- 
kommen ihre finanziellen Verhältnisse zu ord- 
nen? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Trifft die Meldung der „Kieler Nachrichten" 
vom 2. Dezember 1974 zu, nach der zwei mit 
Bundeswehrersatzteilen beladene Sattelschlep- 
per eines Transportunternehmens in der Nacht 
zum Sonnabend, dem 30. November 1974, ge- 
stohlen worden sind? 


Waren die Lkw's im Depot oder bei dem 
Transportunternehmen abgestellt, und welche 
Sicherheitsmaßnahmen sind dabei gröblichst 
verletzt worden? 


Geht die Bundesregierung davon aus, daß 
auch in Zukunft die Arbeitsplätze beim Heeres- 
instandsetzungswerk St. Wendel, entgegen den 
mit der Absicht, die Belegschaft zu verun- 
sichern, verbreiteten Gerüchten, gesichert sind, 
und welche Gründe können für die zukünftige 
Arbeitsplatzsicherheit angeführt werden? 
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32. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 


33. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 

34. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Kieciile 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Orth 
(SPD) 


Trifft es zu, daß nach Inkrafttreten des Bundes- 
personaivertretungsgesetzes eine Benachteili- 
gung der Mitglieder der örtlichen Personalver- 
tretungen bei den Stationierungsstreitkräften 
dadurch eintritt, daß sie nach Anhang R des 
Tarifvertrags vom 16. Dezember 1966 für die 
Arbeitnehmer bei den Stationierungsstreit- 
kräften im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land keine Reisekosten erhalten, und wie be- 
urteilt die Bundesregierung die hierdurch be- 
sonders für nicht gewerkschaftlich organisierte 
Mitglieder von Personalvertretungen entste- 
hende Benachteiligung, z. B. bei der Teilnahme 
an Schulungsveranstaltungen? 

Was gedenkt die Bundesregierung gegen diese 
offensichtliche Benachteiligung zu tun? 


Welche Stellungnahmen haben bei Anhörun- 
gen im Rahmen von Untersuchungen zur ge- 
planten Schaffung eines Musterungszentrums 
in Würzburg unter evtl. Auflösung der Kreis- 
wehrersatzämter Gemünden und Aschaffen- 
burg das Land Bayern, der Gesamtpersonalrat 
des Bundesministeriums der Verteidigung und 
die Vertreter welcher übrigen Körperschaften 
(Landkreise und Städte) abgegeben? 

Wann wurden die letzten Renovierungsarbei- 
ten im Gebäude des Kreiswehrersatzamtes 
Gemünden durchgeführt, und wie hoch waren 
die Kosten? 

Welche Veränderungen, besonders im Hinblick 
auf eine Zusammenfassung (Großräumschule) 
plant die Bundesregierung bei den Bundes- 
wehrschulen im Standortbereich Sonthofen im 
Laufe der kommenden Jahre, und was wird 
gegebenenfalls unternommen zur Absicherung 
von Arbeitsplätzen von Arbeitnehmern und 
Beamten in diesem Zusammenhang? 

Gibt es Pläne bzw. Absichten insbesondere hin- 
sichtlich der ABC-Schule zu ihrer Umorganisa- 
tion oder Verlegung, und in welchem Umfang 
soll wann in Sonthofen eine Fachschule für 
Offiziersanwärter — Betriebswirtschaft einge- 
richtet werden? 

Warum werden für die Unterkünfte der Bun- 
deswehrfachschule in Neumünster die alten 
Unterkünfte der Sieck-Kaserne — die noch 
dazu 2 km vom neuerrichteten Unterrichtsge- 
bäude liegen — mit einem Kostenaufwand von 
3,1 Millionen DM umgebaut, während es doch 
sinnvoller wäre, neben dem Schulgebäude ein 
neues Haus zu errichten, das zudem — rechnet 
man die Kostensteigerung bis 1979 und die bis 
dahin zu zahlenden Fahrkostenentschädigun- 
gen dazu — keinesfalls teurer würde als der 
geplante Umbau? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


39. Abgeordneter 
Zebisdi 
(SPD) 


40, Abgeordneter 
Burger 
(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Burger 

(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß viele 
Gemeinden auf Grund der Verteilung der 
Kindergeldlasten nach dem neuen Bundeskin- 
dergeldgesetz erwägen, Teilzeitbesdiäftigun- 
gen abzubauen, um Kindergeld einzusparen, 
und kann durch eine andere Lastenverteilung, 
vor allem zugunsten kleinerer Kommunen, er- 
reicht werden, daß Auswirkungen der Kinder- 
geldregelung, die im Gegensatz zu den Emp- 
fehlungen des Bundes, der Länder und der 
kommunalen Spitzenverbände zur Teilzeitar- 
beit im öffentlichen Dienst stehen, vermieden 
werden? 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
nach der im Jahr 1971 erfolgten Änderung des 
Bundesseuchengesetzes hinsichtlich Beurtei- 
lung und Durchführung von Entschädigungs- 
leistungen an Impfgeschädigte eine nachhaltige 
Verbesserung eingetreten ist? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, auf Grund 
der inzwischen gewonnenen Erfahrungen wei- 
tere Maßnahmen auf diesem Gebiet zu ergrei- 
fen, oder hält sie die gegenwärtige Regelung 
für voll befriedigend? 


Teilt die Bundesregierung die in den „Nürn- 
berger Nachrichten“ vom 9. Dezember 1974 
geäußerte Auffassung des Leiters der evange- 
lischen Stadtmission Hof, daß durch die Auf- 
lagen des Heimgesetzes die Unterbringungs- 
kosten sich drastiscb. erhöhen werden, und 
was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
tun? 


43. Abgeordneter Wie verhindert die Bundesregierung die Ein- 
Eigen fuhr von Fleisch aus Frankreich, das Antibio- 

(CDU/CSU) tika oder Hormone enthält, nachdem der Miß- 

brauch mit solchen Stoffen bei der Tierhaltung 
in Frankreich bekannt geworden ist? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


44. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung es für erforderlich, 
die Schallschutzmaßnahmen nach Straßengrup- 
pen (Wohnstraße, Fernverkehrsstraße etc.) so- 
wie nach der Art der Bebauung (Wohngebiet, 
Gewerbegebiet etc.) zu gestalten? 
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45. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vodcenhausen 
(SPD) 


46. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 

(SPD) 

47. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 

(SPD) 


48. Abgeordneter 
Peter 
(SPD) 


49. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe können die Städte und Ge- 
meinden zu den erheblichen Kosten, die mit 
der vorgesehenen Verordnung über bauliche 
Schutzmaßnahmen gegen Straßenverkehrslärm 
(Straßenlärmschutz-Verordnung) auf sie zu- 
kommen, mit Zuschüssen des Bundes rechnen? 


Welche Strecken in der Pfalz werden in wel- 
chem Umfang und wann von den beabsichtig- 
ten Rationalisierungsmaßnahmen der Deut- 
schen Bundesbahn betroffen? 


Mit welchen konkreten Maßnahmen und mit 
welchem Zeitplan trägt die Bundesregierung 
der Notwendigkeit der Errichtung eines Nah- 
verkehrssystems im Rhein-Neckar-Raum Rech- 
nung? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, der Deutschen Bundesbahn die wegen 
der über den Eigenbedarf hinausgehenden 
Auslastung bestehender Ausbildungskapazi- 
täten in gewerblich-technischen Berufen auf- 
tretenden Kosten zu erstatten, damit trotz 
großer Nachfrage nach qualifizierten Ausbil- 
dungsplätzen vermieden wird, daß in Ausbil- 
dungswerkstätten der Deutschen Bundesbahn 
(im Raum St. Wendel/Saarland) vorhandene 
Ausbildungsplätze unbesetzt bleiben? 


Wie soll nach den Vorstellungen der Bundes- 
regierung die Trasse der Bundesstraße 10 auf 
Pforzheimer und Eutinger Gemarkung verlau- 
fen, und welche Untersuchungen werden ange- 
stellt, um die Umweltbelastungen für in der 
Nähe wohnende Mitbürger möglichst gering 
zu halten? 


Hält die Bundesregierung so schwerwiegende 
Eingriffe in die Landschaft wie das geplante 
Enztal-Viadukt sowie die Trassierung in un- 
mittelbarer Nähe der bestehenden Bundes- 
autobahn für unumgänglich notwendig, oder 
sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, Al- 
ternativen zu der zur Zeit vorliegenden Pla- 
nung der BIO vorzulegen? 


Ist die Bundesregierung bereit, in absehbarer 
Zeit den Einbau von federnden Stoßstangen, 
die einen Aufprall bis zu 8 km pro Stunde 
ohne Schaden für die Karosserie überstehen, 
in Personenkraftwagen gesetzlich vorzuschrei- 
ben, um dadurch die Möglichkeit zu geben, 
kleinere Auffahrunfälle und Bagatellschäden 
auszuschließen und so die Prämien der Auto- 
haftpflichtversicherung niedrig zu halten und 
gegebenenfalls zu senken? 
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52. Abgeordneter 
Hoffie 

(FDP) 

53. Abgeordneter 
Hoffie 

(FDP) 


54. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 

Dr. Sdiöfberger 
(SPD) 


56. Abgeordneter 
Dr. Sdiöfberger 
(SPD) 


57. Abgeordneter 
Peiter 
(SPD) 


58. Abgeordneter 
Dr. Sdiweitzer 
(SPD) 


59. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wie ist der Stand der Planungen für den wei- 
teren Ausbau der „Nordumgehung Langen 
(B 486)"? 

Bestehen seitens der Deutschen Bundesbahn 
Pläne, Darmstadt an das TEE- oder Intercity- 
Netz anzuschließen, und welche Gründe haben 
bisher eine Einbeziehung verhindert? 


Kann man in Beantwortung meiner schriftli- 
chen Anfrage für die Fragestunde vom 11./12. 
Dezember 1974, Drucksache 7/2927, Teil B, 
Frage 45, welche Eisenbahnstrecken die Deut- 
sche Bundesbahn zukünftig beabsichtigt in 
Oberfranken noch stillzulegen, schließen, daß 
die nicht aufgeführten Eisenbahnstrecken, wie 
z. B. Forchheim — Ebermannstadt, Kulmbach — 
Thurnau oder Bamberg — Scheßlitz für die 
Dauer erhalten bleiben und keine Gefahr für 
eine Auflösung besteht? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Pläne 
der Deutschen Bundesbahn, den Rangierbahn- 
hof München-Nord entgegen allen Feststellun- 
gen des von der Stadt München vorgelegten 
Raumordnungs- und Umweltschutzgutachtens 
(Dorsch-Consult) in den Münchner Stadtbe- 
zirken Allach und Feldmoching anzulegen? 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
gesetzlichen Möglichkeiten auf die Deutsche 
Bundesbahn einzuwirken, diese Pläne aufzu- 
geben und Alternativstandorte für den Ran- 
gierbahnhof München-Nord zu untersuchen? 


Wann ist damit zu rechnen, daß im Zuge des 
Ausbaus der B 54 der im Ortsbereich der Ge- 
meinde Flacht bestehende Engpaß beseitigt 
wird? 

Was kann die Bundesregierung tun, um abge- 
sehen von den seit langem eingeplanten Bun- 
desmitteln die Inangriffnahme der Umgehungs- 
straße der B 9 im Raume Bad Breisig ange- 
sichts der dort seit Jahren vorherrschenden 
unerträglichen Verkehrsverhältnisse gegen- 
über den zuständigen Landesbehörden zu be- 
schleunigen, und lassen sich hier unter Um- 
ständen für möglicherweise notwendig wer- 
dende aufwendigere Trassenführungen zusätz- 
liche Mittel aus dem neuesten Konjunkturpro- 
gramm der Bundesregierung einsetzen? 

Ist die Bundesregierung bereit, vor einer Ent- 
scheidung eine neutrale Untersuchung in Auf- 
trag zu geben, die die zusätzliche Kostenbe- 
lastung ermittelt, welche auf die Wirtschaft im 
Zonenrandgebiet durch die vorgeschlagene 
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Schließung von 61 im Zonenrandgebiet gele- 
genen Stückgutbahnhöfen zukommt, und wel- 
che Kosteneinsparungen bei der Bundesbahn 
durch eine solche Maßnahme erwartet werden 
können? 


60. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Sick der Ausbau der BAB (B 76) in Richtung Kiel 

(CDU/CSU) vom BAB-Dreieck Haffkrug, bis zumindest zum 

Anschluß an die B 76 im Raum Kuhlbusch er- 
folgen muß, um die Stadt Eutin verkehrsge- 
recht in den umliegenden Raum einzubinden? 


61. Abgeordneter Wann soll nach den Vorstellungen der Bundes- 
Sick regierung mit dieser Maßnahme begonnen 

(CDU/CSU) werden, und welche Vorbereitungsarbeiten 

sind veranlaßt? 


62. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine er- 
Dr. von Bismarck hebliche Benachteiligung ländlicher Räume 
(CDU/CSU) durch unterschiedliche Tarifverbilligungen im 

Personenverkehr besteht, wenn zum Beispiel 
eine Rückfahrkarte (samstags und sonntags) 
von Wittingen nach Hamburg 30, — DM kostet, 
während die Rückfahrkarte, wenn sie geson- 
dert von Wittingen nach Uelzen (Kosten 7,60 
DM) und von dort nach Hamburg (Kosten 
11,40 DM) gelöst wird, insgesamt nur 19, — 
DM kostet (wochentags 27,60 DM), und ist die 
Bundesregierung gewillt — insbesondere im 
Hinblick auf die Zonenrandlage — • hier auf 
eine Gleichstellung zugunsten der Bundes- 
bahnbenutzer hinzuwirken, die eine Rückfahr- 
karte in Wittingen direkt nach Hamburg lösen 
wollen? 


63. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei ihren Ver- 
handlungen mit der DDR darauf hinzuwirken, 
daß organisatorische und administrative Maß- 
nahmen eingeleitet werden, um die Bahn- 
strecke Berlin — Stendal — Wolfsburg — Hanno- 
ver für den Transitverkehr nach Berlin zuzu- 
lassen und mit einem höheren Verkehrsauf- 
kommen zu belegen? 


64. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


WTe gedenkt der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen zu verhindern, daß in 
seinem und im Bereich etwaiger Vertragsver- 
leger erscheinende Teilnehmerverzeichnisse 
(Fernsprechbücher, Branchenbücher, Fern- 
schreibverzeichnisse u. ä.) über den effektiven 
Bedarf hinaus hergestellt werden? 


65. Abgeordneter 

Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


Ist es insbesondere vertretbar, die durch die 
Fernsprechteilnehmer nicht abgeholten bzw. 
nicht angeforderten Bücher der privaten Ver- 
tragsverleger der Deutschen Bundespost von 
Amts wegen zuzustellen? 
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66. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Ist es vertretbar, für die Zustellung dieser 
Bücher privater Verleger eine (hoheitliche Ab- 
gabe-) Gebühr zu erheben, wenngleich die 
Tatsache der Gebührenerhebung dadurch ka- 
schiert wird, daß die früher nur für die Zu- 
stellung der Amtlichen Fernsprechbücher er- 
hobene Gebühr nicht erhöht werden soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


67. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Welche im Zuge der kommunalen Gebietsre- 
form in den Bundesländern am Zonenrand neu- 
gebildeten Großgemeinden liegen jetzt mit 
einigen Gemeindeteilen im Zonenrandgebiet 
und mit anderen Teilen außerhalb dieses Be- 
reiches? 


68. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung dafür zu 
sorgen, daß nach der kommunalen Gebietsre- 
form in den Bundesländern am Zonenrand 
nicht in einigen neugebildeten Großgemeinden 
einzelne Gemeindeteile zum Zonenrandgebiet 
gehören und andere nicht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


69. Abgeordneter 
Lampersbach 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
daß die Gesellschaft für Mathematik und Da- 
tenverarbeitung (GMD) mit der „Vorbereitung 
und Durchführung von Förderungsprojekten", 
der „Begleitung von Entwicklungsprojekten im 
DV-Bereich, die vom BMFT gefördert werden", 
mit der Projektträgerschaft des BMFT und der 
Entgegennahme von Förderungsanträgen be- 
auftragt ist, obwohl sie selbst auf dem Daten- 
verarbeitungsmarkt tätig ist? 


70. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Besorgnisse der 
Lampersbach Wirtschaft, daß die GMD den Inhalt von einge- 
(CDU/CSU) reichten Projektbeschreibungen sowie Erkennt- 

nisse und Erfahrungen aus der Projektbeglei- 
tung für eigene, konkurrierende, wirtschaft- 
liche Tätigkeiten — sei es auch nur unbe- 
wußt — verwerten könnte? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


71. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die Äußerung des 
Leiters der Abteilung Berufsbildung im Deut- 
schen Industrie- und Handelstag, Raddatz, be- 
kannt, daß die Bundesregierung sich zum Aus- 
bau und nicht zum Abbau des dualen Systems 
bekennen müsse, da sich schulische Formen 
des Lernens auf die der betrieblichen Ausbil- 
dung eigenen Gesetze nicht übertragen, und 
ist die Bundesregierung angesichts der inter- 
nen Differenzen über ein neues Berufsausbil- 
dungsgesetz bereit, der Anregung von Herrn 
Raddatz zu folgen? 


Bonn, den 13. Dezember 1974 



